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351/J Anfrnge 
_rl 

der Abg. Dr. Mal eta , B a c k - G r eis sau , Dro S 0 h ö p f , 

D:lpl • ..,Ingo H art man n t K a. p s r c i t e r und Genossen 
an den Bundesminister für Justiz~ 

betref~end die VÖEST-Affärc. 

------

Nach einer APA-Meldung,' di\i in der Ausga.be der tlWiener Zeitung" vom· 

23.0ktober 1951 veröffentlicht ist: wurde die Voruntersuchung gegen den ehe­

maligen 6ffentlichen Verwalter der VÖEST Dr~Richter-Brohm, der nach einer 

nC\Ulmonatigen.Untersuchungshaft vor einiger Zeit wieder auf freien Puss 
gesetzt wurde, abges.chlossenc Die Meldung besagt weiterhin, dass derzeit 

noch nioht bekannt sei; ob Richter-Brohm vor ein Gericht gestellt oder das 
Verfahren gegen ihn eingestellt werde. 

Bevor die Ratskammer des Landesgeriohtes Linz mit Beschluss vom 
5~Juni 1951, der vom Oberlandesgericht Linz rum l30Juni 1951 bestätigt wurde, 

die Enthattung des Dr.Richter-Brohm ausgesprochen hatte, lagen bereits zwei 
cinstlmmdg gefasste Besohlüsse der Ratskammer des Landesgerichtes vom 7.Februar 

Und 'rom 2.April1951 über die Enthaftung des Dr<1Richt er-Brohm vor. Gegen -­
dleso Besohlüsse- ha.tte die Staatsanwa.ltschaft Linz in jedem einzelnen Falle 

BesQhwe»de lediglioh mit der Begrüddung eingelegt, dass der Haftgrund der-·· 
Pluohtgefahr nach wie vor mit Rüoksicht auf die internationalen Beziehungen 

des Besohuldigten gegeben sei. 
In dem Besohluss vom 2GApril 1951 hat die Ratskarr~er des Landesge­

~lohte8 Linz u,a. folgendes ausgeführt; 
"Die VerdaohtsgrUnde gegen Dr~Richter~Brohmberuhen hauptsäohlioh 

auf Behauptungen der innerbehördlichen lJllt ersuchungskommis Bion in Ange­
legenheit VÖEST und auf Verdächtigungen; die von dem Leiter der Verkaufs­

abteilung der VÖEST Ing.Jetzer, dem ihm seinerzeit untergebenen und 
damaligen Leiter der Exportabteilung Wolmar U11d dem Italiener ~allio1i 

bei der Polizei und. teilweise auch dem Gericht gegenüber behauptet worden 
sind. Diese Verdäohtigungen hatten im wesentlichen zum Inhalt, dass sich 

der Besohuldigte DrcRiohter-Brohm als öffentlicher Verwalter der VÖEST 
~t Hilfe der 'Talas' zum Nachteil der VÖEST erhebliche finanzielle 
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Vorteile verschafft habe" bzwi> sich zu. V81'sohai'::Oll versucht kabe. Die 

Voruntersuohung hat nun ergebcllg dass nic'ht llUl" ke-iu Sohadcn~' den der 

Besohu~(Ugte Dr4Richter-Brohm de11'- VÖEST zugüfiigt haben soll,. festzustel­

len ist; sondern dass die ihm zur Last gelegtEm,die VÖEST schädigel'lden 

Gesohäfte bzw. GeschäftsabschJßss8 und Vert~äge entweder von ihm über­

haupt nioht getätigt worden sind, dass e~ teilweiee davon überhaupt 

niohts gewusst hat,---weil er darni t nicht befasst worden ist, oder diese 

Gesohäftebzw .. diese Abkommen überhaupt nicht zu bea.11standen sind. 

G-erade der Zeuge Ing.,Jetzer, der den. Beschuldigten Dr~Richter-Brohm 

bei der Polizei. und bei seiner ersten gel-icl1tlicnen VCo{rnelmlung erheblioh 

vel'däohtigt hat~- musste bei einer später-en Vel~~lehnmng1 nachdenn seine Aus­

sagen durch andere Beweismittel überprüfbar geworden waren, nuffallender­

weise seine ursprünglichen Verdächtigu.ngen wcselatli()h abschwächen bzw .. 

insoweit richtig$tellen, als er nlll1mehr erklärt; verschiedene Handlungen, 

die d,em Dr.Richter-Brohm zur Last gelegt worden sindi sc lbst vorgenommen 

und veranlasst zu haben. Ausserdem musste er nach Vorhalt der nunmehrigen 

diesbezüglichen Ergebnisse der VOJ:''l1J.'ltersuchung zt'..geben~· filr seine vorher 

mit Bestimmtheit vorgebrachten Vel·dächtigungen gegen Dr-Richter-Brohm 

keine konkreten Beweise zu habe:n~ Der Verc1atl:~t eines stra.fbaren Verhnl.tens 

dieses Zeugen ist nioht von der Heud zu weisen~ 

Aber auch der Bericht der innerbehördlicheu Untersuchungskommission 

in Angelegenheit VÖEST, der dem Gericht vam ~_nisterium für Verkehr' 

und verstaatliohte Betriebe zur Verfügung gestellt worden ist und der im 

wesentlichen die gleichen Fakten behandelt;' die d.er VortJ.ntersuohung 

zugrundeliegen; ist für das Gericht als Beweismittel nicht geeignet. 

Nloht nur, weil dieser Bericht lediglioh Vermutungen ausspricht; sondern 

auoh deshalb; weil er durch die bisherigen Ergebnisse der Voruntersuohung 

zum Teil widerlegt ist, mit sich selost in Widerspr1.}oh steht, und w'eil 

die Art seines-Zustandekommens der Rntskammer höchst bedenklich erschei­

nen muss. Mitglieder der innerbehördlichen U:r..tersuohungskommission in 

Angelegenheit VÖEST haben nämlich» wie sich aus mehreren Zeugenaussagen 

e~gipt, teils d~rch Drohungen? teils duroh Versprechung von persönliohen 

oder erheblichen geschäftlichen Vorteile:.'l V'ersucht, Belastungsmatorial , 
gogen DroRichter-Brohm oder Belohrudslr.1 zu erhalten" 30 sagte der Zeug~ 

V'ldum aus; do.ss zwei Mitg15.ederdGr Untor"cuchungskcmmission ihm wieder .. 
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holt zu verstehen gegeben haben, dass, wenn er Be1astungsmnterial 

gegen Dr.Riohter-Brohm oder Belohradsky vorbringe, man ihm von Seiten 

der VÖEST in geschäftlicher Bei\;&ehung weitgehcndst entgegenkommen werde, 

und dass ihm anlässlich einer Sitzung bei der VÖEST erklärt worden ist, 

die 'Tolas' be~e das bereits.abge1ehnte Auslandsgeschäft im Gesamt­

umfange von 00.. 413.000 Dollar, wenn die 'Tolas' Dr.Richter-Brohm deR 

daran interessierten Stellen 'ans ~sser liefere'. Ein anderer Zeuge, 
Ing.Weitzer, deponierte bei Gericht, dass zwei Herren der innerbehörd­

lichen Untersuchungskommission, während er wegen Verda.cht einer straf~ 

baren Handlung zum Na~htei1e der VÖEST im polizeilichen Gewahrsam war, 

ihm über Nacht Papier und Bleistift in die Zelle mitgegeben und ihm die 

Freiheit und Niedersohlagung des Verfahrens gegen ihn versptochen hab~, 

wenn cr Belastungsmaterial gegen Dr.Riohter-Brobm oder Belohradsky 

liefere .. 

Die Ratskammer hat nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, 

obige Vorgänge aufzuzeigen, weil siehdadurch gewaltige Be4enken sogar 

gegen die Objektivität der die seinerzeitige Veranlnssung zur Einleitung 

des Stra.fverfahrens bildenden Behauptungen ergeben." 

Der Beschluss der Ratskammer vom 2 •. .\pril 1951; der dem Anwalt des 
Beschuldigten DroRichter-Brohm ~rdnungsgemäss zugestellt vfUrdej· ist in der 

Ausgabe der ttNeuen Wiener Tages zei tung" vom l7.April 1951 wörtli ch ohne 

Beifügung eines Kommentars veröffentlicht wordeno Daraufhin wurde gegen den 

verantwortlichen Redakteur dieser Zeitung wegen der auszugswoisen Wiedergabe 

der Begründung des Besohlusses der Ratskammer Linz ein Strafverfahren rlegen 

Vergehens nach der Strafgesetznovelle 1862 eingeleitet. Gegen dia zuvor 

erfolgte Veröffentliohung von Beweismaterial; das Verfahren gegen elen Besohul­

digten Dr.Richter-Brohm betreffend, seitens einiger linksgerichteter Tages­

zeitungen war der Herr llinister rür Justi~ jedoch nicht eingeschritten. • 

Weiterhin wird ein~ verschiedenartige Handhabung darin erb1iokt~ dass 
die Staatsanwaltschaft Linz, die an die Weisungen des Herrn Bundesministers 

für Justiz gebu~dcn ist; Beschwerde gegen den Beichluss der Ratskrummer Idnz 

vom 5.Juni 1951 noch zu einem Zeitpunkt einlegte, in welchem die Ratskammer 

mit eingehender Begrü~dung darlegte~ dass, wenn es überhaupt zu. einer V&rur­

teilung kommen sollte, nicht mehr davon gesprochen wexden könne, dass der 

Besohuldigte Dr.Richter-Brohm noch eine so hohe Strafe zu e~1arten hätte, 
um ihn aus diesem Grunde fluchtgefährlich erscheinen zu lassen~ Dagegen \vurde 
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gegen die duroh den Ratskammerbeschluss vom 2 .. April 1951 belasteten Personen 
trot.z des begründeten; hinreiohenden Verdaohtes von .strafbaren Handlungen 

soit.ens der Staatsanw~ltsohaft Linz keine Untersuchung eingeleitet. 
Diese Vorgänge haben in der Öffentlichkeit grosse :Beunruhigung aus­

gelHst. Die gefe"rtigten Abgeordneten sind daher der Meinung, dass dringende 

MassnahmGn notwendig sind, um die sich aus den vorstehenden Darlegungen 
J 

ergebende Rechtsunsicherheit zu beseitigon~ Sie riohten daher an den Herrn 
• 

Bundesminister für Justiz die 

Anfrage: 

1.) Ist der Herr Bundesminister für Justiz bereit, das Hohe Haus 
aUfzuklären, warum die Anklagebehörde nioht pfliohtgen1äss die Verfolgung 
der duroh den Rlltskammcrbeschluss Linz vom 2.4,1951 belasteten Personen 
aufgenommen hat, obwohl ein hinlänglicher Verdacht von strafbaren Handlungen 

in dem Beschluss dargelegt wurde? 
2.) Welohe Massnahmen gedenkt der Herr Bundesminister für Justiz 

zu treffen; ~"in Hinkunft eine missbräuoh1iohe An~endung der Strafreohts­
novelle von 1862 hintnnzuhalten? 

-.... -.-.-.-
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